Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1262 


16.11.73 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu der Mitteilung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat über die Verstärkung 
der Haushaitsbefugnisse des Europäischen Parlaments 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis der dem Vertrag vom 22. April 1970 beigefügten 
Erklärung Nr. 4 des Rates, 

— in Kenntnis der Ratifikationen durch die Parlamente der Mit- 
gliedstaaten und der Ratifikationsdebatten, 

— in Kenntnis der Vorschläge der Kommission an den Rat 
(KOM (73) 1000), 

— auf Grund seiner Entschließung vom 5. Juli 1973 ^), 

— vom Rat konsultiert (Dok. 124/73), 

— in Kenntnis des Berichtes des Haushaltsausschusses und der 
Stellungnahme des Politischen Ausschusses (Dok. 175/73), 


I. Die eingegangenen Verpflichtungen 


1 . weist darauf hin, 

— daß die ihm mit Wirkung vom 1. Januar 1975 übertra- 
genen Haushaltsbefugnisse, dem Zeitpunkt, an dem „der 
Haushalt der Gemeinschaften vollständig aus eigenen 
Mitteln . . . finanziert wird", unzureichend sind, 

— daß sich die Kommission im April 1970 verpflichtet hat, 
neue Vorschläge zur Verstärkung dieser Haushalts- 
befugnisse vorzulegen, und der Rat, sie „nach dem Ver- 
fahren des Artikels 236 des Vertrages" zu prüfen, 

— daß das Parlament in seiner Entschließung vom 13. Mai 
1970^) diese Verpflichtungen zur Kenntnis genommen 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 87 vom 17. Oktober 
1973, S. 8 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 62 vom 31. Juli 1973, 
S. 29 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 65 vom 5. Juni 1970, 
S. 32 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksacho 7/1 262 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


hat, auf Grund deren es ihm erst möglich war, den Par- 
lamenten der Mitgliedstaaten die Ratifikation des Ver- 
trages vom 22. April 1970 zu empfehlen, 

— daß bei den Debatten vor diesen Parlamenten der nahezu 
einstimmige Wille erkennbar wurde, daß die Befugnisse 
des Europäischen Parlaments insbesondere auf dem 
Haushaltssektor verstärkt werden sollen, und daß dem 
Rechnung getragen werden sollte, 

— daß die Erklärung Nr. 4 des Rates über die Verstärkung 
der Haushaltsbefugnisse „nach dem Verfahren des Arti- 
kels 236" den neuen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
bekannt war und von ihnen nicht angefochten wurde; 

2. erklärt, daß die Haushaltsbefugnisse des Parlaments, die 
vom Haushaltsplan für 1975 an durch das System der Eigen- 
mittel erforderlich wird, erst nach der Gewährung von Le- 
gislativbefugnissen wirklich zur Geltung kommen kann; 

3. weist die Kommission darauf hin, daß sie versprochen hat, 
im September 1974 diesbezüglich Vorschläge zu unterbrei- 
ten; 


II. Vorschläge bezüglich der Haushaltsbefugnisse 

4. bekräftigt, daß die Haushaltsbefugnis im wesentlichen das 
Recht umfaßt, 

— die Einnahmen festzusetzen, 

— die Ausgaben zu genehmigen, 

— den Haushaltsplan zu beraten und festzustellen, 

— seine Ausführung zu kontrollieren; 

A. Festsetzung der Einnahmen 

5, weist darauf hin, daß in Artikel 4 des von den Mitgliedstaa- 
ten ratifizierten Beschlusses vom 21. April 1970 der Grund- 
satz der Finanzautonomie festgelegt wurde: „Ab 1. Januar 
1975 wird der Haushalt der Gemeinschaften vollständig aus 
eigenen Mitteln der Gemeinschaft finanziert" ; 

6, bekräftigt, daß die Finanzautonomie nur dann auf die Dauer 
sichergestellt werden kann, wenn die gemeinsamen Ein- 
nahmen auf Grund von gemeinschaftlichen Verfahren dem 
Bedarf der gemeinsamen Politiken angepaßt werden kön- 
nen; 

7. erklärt, daß es diese Verfahren den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten ermöglichen müssen - sofern und in der Weise, 
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wie dies ihre Verfassung erfordert ~ die nationalen Par- 
lamente damit zu befassen; 

8. schlägt daher vor, daß der Beschluß vom Parlament auf 
Vorschlag der Kommission nur nach einstimmiger vorheri- 
ger Zustimmung des Rates gefaßt wird; 

9. stimmt dem Vorschlag der Kommission zu, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft das Recht, Anleihen aufzunehmen, 
nur durch qualifizierten Mehrheitsbeschluß des Rates und 
mit Zustimmung des Parlaments ausüben soll; 


B. Genehmigung der Ausgaben 

10. weist darauf hin, daß überall in den parlamentarischen De- 
mokratien nur das Parlament neue Ausgaben genehmigen 
kann, selbst bei Verfassungen, denen zufolge sie nur von 
der Exekutive vorgeschlagen werden können; 

11. hält daher die diesbezüglichen Vorschläge der Kommission, 
wonach eine zweite Lesung lediglich für die wichtigen 
Regelungen von allgemeiner Tragweite, d. h. für „alle 
Grundsatzbeschlüsse, . . . die nennenswerte finanzielle Aus- 
wirkungen haben und sich über mehrere Haushaltsjahre 
erstrecken'", in Frage kommt, für 

— restriktiv, was den Anwendungsbereich betrifft, 

— unzulänglich im Hinblick auf die Wirkung; 

12. bemerkt jedoch, daß in diesem Bereich eine Übereinstim- 
mung zwischen dem Parlament und dem Rat äußerst wün- 
schenswert ist und so weit wie möglich angestrebt werden 
muß; 

13. schlägt daher vor: 

a) es wird ein Vermittlungsausschuß eingerichtet, der pari- 
tätisch aus Mitgliedern des Parlaments und des Rates 
zusammengesetzt ist und der den Auftrag hat, in An- 
wesenheit der Kommission im Konfliktfall nach Kom- 
promißlösungen zu suchen, 

b) die vom Vermittlungsausschuß vorgeschlagene Lösung 
tritt in Kraft, nachdem sie (innerhalb von höchstens 30 
Tagen vom Zeitpunkt ihrer Annahme durch den Vermitt- 
lungsausschuß an gerechnet) vom Rat mit qualifizierter 
Mehrheit und vom Parlament mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder und der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen angenommen worden ist, 

c) falls die vom Vermittlungsausschuß vorgeschlagene 
Lösung vom Rat und/oder vom Parlament abgelehnt 
wird, ist die strittige Frage - nach einem Meinungsaus- 
tausch zwischen dem Rat und dem Parlament in Form 
einer Aussprache in einer Plenarsitzung - dem Vermitt- 
lungsausschuß erneut zu unterbreiten. 
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d) wird nach dem zweiten Vermittlungsverfahren keine 
Verständigung erreicht, dann kann die Stellungnahme 
des Parlaments, die mit der Hälfte plus einem seiner 
Mitglieder und zwei Dritteln der abgegebenen Stim- 
men zustande kommt, vom Rat nur einstimmig geändert 
werden. 

Bei auch nur einer Stim^menthaltung eines Mitglieds des 
Rates ist in diesem Falle die Einstimmigkeit nicht mehr 
gegeben. 

Die Sitzung des Rates muß in diesem Fall öffentlich sein; 

C. Beratung und Feststellung des Haushaltsplans 

14. erklärt, daß die derzeitige Unterscheidung zwischen den 
übrigen Ausgaben und den Ausgaben, „die sich zwingend 
aus dem Vertrag oder den auf Grund des Vertrages erlas- 
senen Rechtsakten ergebend künstlich ist und abgeschafft 
werden muß; 

15. schließt sich für die Zwischenzeit dem Vorschlag der Kom- 
mission an, dem zufolge die Kategorie der Ausgaben, bei 
denen das Parlament gemäß Artikel 203 das letzte Wort 
hat, schrittweise auf alle Ausgaben ausgedehnt wird, die 
sich nicht automatisch aus für einen längeren Zeitraum 
wirksamen Beschlüssen ergeben; 

16. bekräftigt, daß die Abgrenzung zwischen den beiden Aus- 
gabenarten im Einvernehmen mit dem Parlament vorge- 
nommen werden muß; 

17. befürwortet den Vorschlag der Kommission bezüglich Arti- 
kel 203 Absatz 5 a erster Unterabsatz, dem zufolge in der 
Endphase der Rat, wie im Übergangszeitraum, über die 
qualifizierte Mehrheit verfügen muß, wenn er Änderungs- 
vorschläge des Parlaments, durch die die Gesamtausgaben 
eines Organs nicht erhöht werden, ablehnen will, statt sie 
anzunehmen; 

18. ist der Ansicht, daß der Rat bei Änderungsvorschlägen, 
durch die der Gesamtbetrag der Ausgaben eines Organs 
erhöht wird, über die einfache Mehrheit verfügen muß, 
um sie abzulehnen, und nicht über eine qualifizierte Mehr- 
heit, um sie anzunehmen; 

19. besteht darauf, daß formell anerkannt wird, daß das Recht 
des Parlaments auf Feststellung des Haushaltsplans auch 
das Recht beinhaltet, die Feststellung abzulehnen bzw. den 
Entwurf des Haushaltsplans oder bestimmte Titel dieses 
Entwurfs abzulehnen; 

20. fordert ferner, daß, soweit dies für erforderlich gehalten 
wird, die Artikel 203, 204, 206 und 209 des EWG-Vertrags 
sowie die entsprechenden Artikel des EGKS- und des EAG- 
Vertrags gemäß den in dieser Entschließung enthaltenen 
Grundsätzen geändert werden; 
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D. Kontrolle der Ausführung 

21. weist darauf hin, daß es häufig sein Bedauern über die un- 
zureichenden Kontrollmöglichkeiten in den Gemeinschaften 
und den Wunsch nach der Einführung einer unabhängigen 
und wirksamen externen Kontrolle in Form eines euro- 
päischen Rechnungshofes geäußert hat; 

22. begrüßt die in diese Richtung gehenden Vorschläge der 
Kommission; 

23. erklärt jedoch, 

a) daß die Mitglieder des Rechnungshofes, die vollständig 
unabhängig sein müssen, im Einvernehmen mit dem 
Parlament zu ernennen sind; 

b) daß der Rechnungshof dem Parlament Bericht erstatten 
und ihm jederzeit zur Verfügung stehen muß, um es bei 
der Ausübung seiner Kontrollrechte zu unterstützen 
und zu beraten; 

24. begrüßt den Vorschlag, daß das Parlament auf Empfehlung 
des Rates nunmehr allein die Entlastung für die Ausfüh- 
rung des Haushaltsplans erteilen wird; 

Abschließend: 

25. bekräftigt erneut, daß es bei dem System der Eigenmittel 
nicht jeden Vorschlag akzeptieren kann, der nicht eine 
echte Haushaltsbefugnis für die Vertreter der Völker der 
Gemeinschaft beinhaltet; 

26. ersucht daher 

a) die Kommission, ihre Vorschläge unter Berücksichtigung 
dieser Entschließung zu überprüfen; 

b) den Rat, seine Vorschläge nicht ohne vorherige Abstim- 
mung mit dem Parlament endgültig festzulegen; 

27. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu übermitteln. 


5 



